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Gesundheitspolitik im Jahr 2016 

vdek fordert: Finanzpolster im Gesundheitsfonds abschmelzen, 

paritätische Finanzierung wiedereinführen, Korrekturen beim Morbi-RSA 

und Reformen bei hochpreisigen Arzneimitteln  

 

Angesichts steigender Gesundheitsausgaben in der gesetzlichen 

Krankenversicherung (GKV), fordert der Verband der Ersatzkassen e. V. 

(vdek) Maßnahmen zur Entlastung der Versicherten. So erhöhte sich zum 

Jahresbeginn der durchschnittliche Zusatzbeitragssatz, den die 

Mitglieder allein tragen, um 0,2 Prozentpunkte auf 1,1 Prozent. 80 

Prozent aller GKV-Mitglieder zahlen nun einen Zusatzbeitragssatz um 

1,0 bis 1,7 Prozent, erklärte der Verbandsvorsitzende des vdek, 

Christian Zahn, auf einer Pressekonferenz in Berlin. „Durch die teure 

Gesetzgebung der Großen Koalition wird der durchschnittliche 

Zusatzbeitragssatz bis 2020 auf zwei Prozent steigen, hier muss die 

Bundesregierung gegensteuern“, so Zahn.  

 

Als kurzfristige Maßnahme sollten daher die Finanzpolster im 

Gesundheitsfonds abgeschmolzen und die freiwerdenden Mittel den 

Kassen zur Abfederung der reformbedingten Kosten zur Verfügung 

gestellt werden. Dafür sollte die Liquiditätsreserve des Gesundheitsfonds 

auf höchstens 35 Prozent einer Monatsausgabe reduziert werden. 

Konkret würde das bedeuten, dass sich die Schwankungsreserve ab 

2017 von 9,5 auf rund 7 Milliarden Euro, also um 2,5 Milliarden 

verringern würde. „Das wären immerhin 0,2 Beitragssatzpunkte“, so 

Zahn. 

 

Darüber hinaus bekräftigte der Verbandsvorsitzende die Forderung des 

vdek nach Wiedereinführung des Grundsatzes der paritätischen 

Finanzierung in der GKV, denn durch die steigenden Zusatzbeitragssätze 

verschiebt sich die früher einmal hälftige Finanzierung zwischen 
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Mitgliedern und Arbeitgebern zunehmend zugunsten der Arbeitgeber. 

Mit den jüngsten Beitragssatzsteigerungen sank der Arbeitgeberanteil 

auf 46,5 Prozent; im Jahre 2020 wird er voraussichtlich nur noch 44 

Prozent betragen. Zahn appellierte an die Arbeitgeber, in der 

Sozialpartnerschaft gemeinsam mit den Versichertenvertretern wieder 

mehr Verantwortung für die Weiterentwicklung des Gesundheitswesens 

zu übernehmen. 

 

Die Vorstandsvorsitzende des vdek, Ulrike Elsner, forderte rasche 

Korrekturen beim Finanzausgleich der Kassen, dem Morbi-RSA. „Der 

Risikostrukturausgleich (RSA) ist einmal eingeführt worden, um den 

Wettbewerb der Kassen untereinander zu ermöglichen. Doch nun 

entwickelt er sich in eine völlig andere Richtung - zum Vorteil einiger 

Allgemeinen Ortskrankenkassen (AOKen) und zum Nachteil der 

Ersatzkassen sowie anderer Kassenarten“, so Elsner. Sichtbar sei dies an 

der zunehmenden Spreizung der Zusatzbeitragssätze. Dass Kassen trotz 

höherer Verwaltungskosten in der GKV nur einen Zusatzbeitragssatz von 

0,3 Prozent verlangen könnten, sei einzig und allein auf die ungerechte 

Verteilung der Gelder aus dem Gesundheitsfonds zurückzuführen. Elsner 

forderte daher eine Überprüfung der RSA-Verteilungskriterien.  

 

Auch im Arzneimittelbereich seien angesichts der Kostenentwicklung 

Reformen notwendig. In 2014 seien die Ausgaben um zehn Prozent auf 

33,4 Milliarden Euro gestiegen, im Jahr 2015 um etwa 4,5 Prozent. 

Insgesamt muss die GKV 17 Prozent ihrer Gesamtausgaben für 

Arzneimittel ausgeben, mit steigender Tendenz. Problematisch sei 

insbesondere die Kostenentwicklung bei neuen patentgeschützten 

Arzneimitteln, wie sich am Beispiel der neuen Hepatitis-C-Medikamente 

wie Sovaldi gezeigt habe. Allein im Jahr 2015 habe die GKV für diese 

neuen Medikamente 1,4 Milliarden Euro bezahlt. Ein Jahr lang könnten 

die Hersteller nach derzeitigem Recht ihren Preis frei bestimmen, bevor 

es zu einer Absenkung der Marktpreise komme. „Es ist Zeit für ein 

AMNOG 2.0. Mondpreise der Pharmaindustrie müssen ein Ende haben.  

Deshalb muss der mit dem GKV-Spitzenverband ausgehandelte Preis 

künftig rückwirkend zur Markteinführung gelten“, erklärte Elsner. Zudem 

sollten zukünftig auch Arzneimittel gegen seltene Erkrankungen, 

sogenannte orphan drugs, einer Nutzenbewertung im Gemeinsamen 

Bundesausschuss (G-BA) unterzogen werden. Für diese Medikamente gilt 

der Zusatznutzen nach heutiger Gesetzeslage bereits durch die 

Zulassung als belegt. Immer mehr Medikamente werden deshalb von der 

Pharmaindustrie als orphan drugs gelabelt.  

 

Die Vorstandsvorsitzende forderte zudem mehr Transparenz auf dem 

Arzneimittelmarkt und eine Informationsverbesserung der Ärzte über 

neue Medikamente. „Wir wissen heute nicht, auf welcher Basis die 

Pharmahersteller ihre Preise überhaupt kalkulieren, machen aber die 

Beobachtung, dass alles teurer wird. Innovationen haben ihren Preis, 

aber wir wollen einen Nachweis über die angeblich hohen 
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Forschungskosten!“ Die Ärzte forderte Elsner auf, stärker auf die 

Ergebnisse der frühen Nutzenbewertung zurückzugreifen. „Es werden 

immer noch zu viele Medikamente verordnet, bei denen der 

Zusatznutzen gar nicht erwiesen war.“ Die bessere Information sei durch 

eine Anpassung der ärztlichen Praxissoftware digital leicht umzusetzen.  

 

Der Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) ist Interessenvertretung und Dienstleistungsunternehmen aller 

sechs Ersatzkassen, die zusammen mehr als 26 Millionen Menschen in Deutschland versichern: 

 

- Techniker Krankenkasse (TK) 

- BARMER GEK  

- DAK-Gesundheit 

- KKH Kaufmännische Krankenkasse  

- HEK – Hanseatische Krankenkasse 

- Handelskrankenkasse (hkk) 

* (sortiert nach Mitgliederstärke) 

 

Der Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) ist die Nachfolgeorganisation des Verbandes der Angestellten-

Krankenkassen e. V. (VdAK), der am 20. Mai 1912 unter dem Namen „Verband kaufmännischer 

eingeschriebener Hilfskassen (Ersatzkassen)" in Eisenach gegründet wurde. In der vdek-Zentrale in Berlin 

sind rund 260 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beschäftigt. 

 

In den einzelnen Bundesländern sorgen 15 Landesvertretungen mit insgesamt rund 320 sowie weiteren 40 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den Pflegestützpunkten für die regionale Präsenz der Ersatzkassen. 

 


